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Die Stadt Leipzig erlässt nach § 49 Abs. 1 VwVfG folgende 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g
1.	 Die Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig über die Absonderung 

von Verdachtspersonen und von positiv auf das Coronavirus ge-
testeten Personen vom 13.01.2023, welche im Wege der Bekannt-
machung am 13.01.2023 im Elektronischen Amtsblatt veröffentlicht 
wurde, wird mit Wirkung für die Zukunft widerrufen.

2.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am Tag nach der öffentlichen 
Bekanntmachung in Kraft. 

Begründung: 

I.

Durch die Stadt Leipzig als zuständige Behörde gemäß § 1 Abs.  1 S.  
1 der Infektionsschutzgesetz-Zuständigkeitsverordnung (IfSGZuVO) 
wurde am 13.01.2023 die Allgemeinverfügung über die Absonderung 
von Verdachtspersonen und von positiv auf das Coronavirus getes-
teten Personen erlassen. Ziel der veranlassten Maßnahmen nach § 28 
Abs. 1 S. 1 IfSG war es insbesondere, eine Ausbreitung der Infektion 
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 soweit wie möglich einzudämmen 
bzw. zeitlich zu verlangsamen.

Mit Erlass des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und Gesell-
schaftlichen Zusammenhalt vom 01.02.2023 wurden die Landkreise 
und Kreisfreien Städte angewiesen die Allgemeinverfügungen, die 
sie in Umsetzung der Sechzehnten Muster-Allgemeinverfügung – 
Absonderung von engen Kontaktpersonen, von Verdachtspersonen 
und von positiv auf das Coronavirus getesteten Personen – erlassen 
haben, zum 03.02.2023 aufzuheben. 

Mit der Aufhebung der Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig über 
die Absonderung von Verdachtspersonen und von positiv auf das 
Coronavirus getesteten Personen vom 13.01.2023 wird der vom Säch-
sischen Staatsministerium für Soziales und Gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt erteilten fachaufsichtlichen Weisung Rechnung getragen.

Einzelmaßnahmen der Gesundheitsämter nach § 28 IfSG gegenüber 
Infizierten bleiben unberührt.

II. 

Die Stadt Leipzig ist gemäß § 49 Abs. 1 VwVfG i. V. m. §§ 16 und 28 
Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 54 des IfSG in Verbindung mit § 1 
Abs. 1 Verordnung der Sächsischen Staatsregierung zur Regelung von 
Zuständigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSGZuVO) sach-
lich zuständig. Sie ist weiterhin gemäß § 1 des Gesetzes zur Regelung 
des Verwaltungsverfahrens- und des Verwaltungszustellungsrechts 
für den Freistaat Sachsen (Sächs-VwVfZG) in Verbindung mit § 3 Abs. 
1 Nr. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) auch örtlich 
zuständig für den Erlass dieser Verfügung. 

Gemäß § 49 Abs. 1 VwVfG kann ein rechtmäßiger nicht begünsti-
gender Verwaltungsakt (auch nachdem er unanfechtbar geworden 
ist) ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerrufen 

werden, außer wenn ein Verwaltungsakt gleichen Inhalts erneut 
erlassen werden müsste oder aus anderen Gründen ein Widerruf 
unzulässig ist. 

Die Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig über die Absonderung von 
Verdachtspersonen und von positiv auf das Coronavirus getesteten 
Personen vom 13.01.2023 stellt einen rechtmäßigen nichtbegünsti-
genden Verwaltungsakt in diesem Sinne dar. Insoweit erlegte diese 
Verfügung der Bevölkerung der Stadt Leipzig bestimmte Verhaltens-
weisen und Pflichten auf, wirkte mithin belastend, da sie keinen 
Vorteil sondern eine Einschränkung der bestehenden Rechte jedes 
Einzelnen bedeutete. 

Die Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig über die Absonderung 
von Verdachtspersonen und von positiv auf das Coronavirus ge-
testeten Personen vom 13.01.2023 muss zudem nicht mit gleichen 
Inhalt erneut erlassen werden. 

Die gegenwärtige Situation in Sachsen bezüglich der Coronavirus-
Erkrankung (COVID-19) rechtfertigt derzeitig keine allgemeine 
Pflicht zur Absonderung von Verdachtspersonen und von positiv 
auf das Coronavirus getesteten Personen im Wege einer Allgemein-
verfügung mehr. 

Im Ergebnis ist die Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig über 
die Absonderung von Verdachtspersonen und von positiv auf das 
Coronavirus getesteten Personen vom 13.01.2023 – in Anlehnung 
an den Erlass des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt vom 01.02.2023 – aufzuheben.

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther- Ring 4-6, (Besucheranschrift: Ge-
sundheitsamt, Friedrich-Ebert-Straße 19a, 04109 Leipzig) Widerspruch 
eingelegt werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer Form 
gemäß § 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. 

Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

1.	 Der Widerspruch kann unter rechtsamt@leipzig.de durch E-Mail 
oder über das besondere Behördenpostfach bebpo.rechtsamt@
leipzig.de jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2, 3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Hinweise: 

Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 1 Sächsisches Verwaltungs-
verfahrens-  und Verwaltungszustellungsgesetz (SächsVwVfZG) 
i. V. m.  § 41 Abs. 3  Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) öffentlich 
bekannt gegeben, da eine Bekanntgabe an die Beteiligten aufgrund 

Bekanntmachung der Kreisfreien Stadt Leipzig vom 02.02.2023
Vollzug des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von Infektions-

krankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG)
Allgemeinverfügung zur Aufhebung der Allgemeinverfügung der Stadt 
Leipzig über die Absonderung von Verdachtspersonen und von positiv 

auf das Coronavirus getesteten Personen vom 13.01.2023

mailto:rechtsamt%40leipzig.de?subject=
mailto:bebpo.rechtsamt%40leipzig.de?subject=
mailto:bebpo.rechtsamt%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=


Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 2.B/23 · 02.02.2023

2

der Sachlage untunlich ist.  Die öffentliche Bekanntgabe erfolgt gemäß 
§§ 1 SächsVwVfZG, 41 Abs. 4 VwVfG i.  V. m. §§ 1 und 2 der Satzung 
der Stadt Leipzig über die Form der öffentlichen Bekanntmachung 
und der ortsüblichen Bekanntgabe (Bekanntmachungssatzung) vom 
24.03.2021 durch die öffentliche Bekanntmachung dieser Allgemein-
verfügung in der elektronischen Ausgabe des Amtsblattes der Stadt 
Leipzig auf der Internetseite der Stadt Leipzig unter https://www.
leipzig.de/amtsblatt. Jedermann kann unentgeltlich Ausdrucke des 
elektronischen Amtsblattes der Stadt Leipzig während der allge-
meinen Öffnungszeiten erhalten oder in öffentlichen Einrichtungen 
der Stadt Leipzig auf die Publikation zugreifen. Ferner besteht die 

Möglichkeit der Zusendung von Ausdrucken gegen Kostenersatz 
des Versandes. 

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs.  4 Satz 4 VwVfG 
i. V. m. § 2 Abs.  2 der Bekanntmachungssatzung am Tag nach der 
ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. ■

Leipzig, den 02.02.2023
Burkhard Jung

Oberbürgermeister 
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